Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Erklärung der Bundesregierung am 30. Januar 1991 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Krieg um Kuwait ist durch Lieferungen von Kriegswaffen, 
Rüstungswaren und militärischem Fachwissen und durch die 
Entsendung von Personal aus den westlichen Industrieländern 
und der Sowjetunion an den Irak mitverursacht worden. Durch 
eine politische Fehleinschätzung haben die Bundesregierung 
und andere Regierungen dazu beigetragen, daß der Irak durch 
legale und illegale Rüstungsexporte militärisch aufgerüstet 
wurde. 

Zahlreiche Manager und Firmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland haben das „Geschäft mit dem Tode'' bis in die 
Gegenwart weiter geführt. Die Aufrüstung des Irak mit chemi- 
schen Waffen hat schon im irakisch-iranischen Krieg bei ihrem 
Einsatz gegen irakische Kurden furchtbarste Folgen gehabt. 

In erschreckender Weise dokumentiert der Golfkrieg, welche 
Auswirkungen lückenhafte Gesetze und mangelhafte Rü- 
stungsexportkontrollen haben. 

II. Der Deutsche Bundestag verurteilt mit Empörung, daß Unter- 
nehmen aus der Bundesrepublik Deutschland und deutsche 
Staatsangehörige an der Aufrüstung des Irak, insbesondere an 
der Entwicklung und Produktion von chemischen Waffen und 
weitreichenden Raketen, mitgewirkt haben. Rüstungsliefe- 
rungen, Lieferungen von Anlagenteilen, Fachwissen und die 
Entsendung von Fachleuten zu militärischen Zwecken in den 
Irak und fortgesetzte Umgehungsversuche des Embargos sind 
Akte der Schwerstkriminalität. 

III, Der Deutsche Bundestag verurteilt die jahrelangen Verharm- 
losungen, Unterlassungen und Versäumnisse der Bundes- 
regierung in der Rüstungsexportpolitik und in der Kontroll- 
praxis ihrer Behörden. Sie hat dadurch ein politisches Klima 
geschaffen, durch das die illegalen Rüstungsexporte begün- 
stigt worden sind. 
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Die Regieningskoalition hat die von der Fraktion der SPD in 
den vergangenen Jahren im Deutschen Bundestag beantrag- 
ten Verschärfungen der Rüstungsexportbestimmungen immer 
wieder abgelehnt. Nur durch die Mehrheit der SPD-regierten 
Länder im Bundesrat konnte im September 1990 eine Ver- 
schärfung des Kriegswaffenkontrollgesetzes in Einzelberei- 
chen durchgesetzt werden. Die Gesetzgebung ist aber immer 
noch unzureichend. Die Gesetze werden großzügig ausgelegt 
und Verstöße werden unzureichend geahndet. 

IV. Der Deutsche Bundestag fordert eine neue Rüstungsexport- 
politik. 

Rüstungsexporte müssen drastisch eingeschränkt, scharf kon- 
trolliert und Verstöße drakonisch bestraft werden. Der Deut- 
sche Bundestag fordert, daß ein Verbot des Rüstungsexportes 
in Staaten außerhalb der NATO und der WEU im Grundgesetz 
verankert wird. Bei Kooperationsprojekten muß der Endver- 
bleib im Bündnis gesichert sein. 

V. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung zur Vor- 
lage von Gesetzentwürfen auf, die insbesondere folgendes 
beinhalten: 

1. Jeder Verstoß gegen ein Rüstungsembargo der UNO und 
der EG muß von der Staatsanwaltschaft als Verbrechen ver- 
folgt werden. Die bisherigen Einschränkungen für eine 
Strafbarkeit nach § 34 AWG müssen entfallen. Der Strafrah- 
men muß erhöht werden. - Es ist unerträglich, daß Verstöße 
gegen das UN-Embargo noch als Ordnungswidrigkeiten 
verfolgt werden. 

2. Die Ministerien, Behörden, Gerichte und ihre Mitarbeiter 
müssen gesetzlich verpflichtet werden, in Verdachtsfällen 
von illegalen Rüstungsexporten die Strafverfolgungsbehör- 
den zu unterrichten. 

3. Damit nicht, wie bisher, bei Verstößen gegen Rüstungs- 
exportverbote den Unternehmen die erzielten Gewinne 
erhalten bleiben, müssen Bestimmungen erlassen werden, 
die neben der Bestrafung den Einzug aller Produktions- 
anlagen und Vermögensvorteile sichern. 

4. Es muß eine gesetzliche Vorschrift geschaffen werden, 
nach der gegen Unternehmen oder Unternehmensbereiche, 
bei denen der dringende Verdacht besteht, daß sie gegen 
ein Embargo verstoßen haben, vorläufige Maßnahmen zur 
Verhinderung weiterer Verstöße, bis hin zum Exportverbot 
und Stillegungen, getroffen werden können. 

5. Rechtskräftig festgestellte Verstöße gegen Exportverbote 
sind auch über Veröffentlichungspflichten zu ächten. 

6. § 44 Außenwirtschaftsgesetz muß so präzisiert werden, daß 
Überprüfungen bei Firmen insbesondere Außenwirtschafts- 
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Prüfungen dann durchzuführen sind, wenn Hinweise auf 
Ausfuhrverstöße vorliegen. Die bisherige restriktive Praxis 
hat dazu geführt, daß Außenwirtschaftsprüfungen, wenn 
überhaupt, häufig zu spät durchgeführt werden. 

Bonn, den 23. Januar 1991 


Dr. Vogel und Fraktion 
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